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Neues Insolvenzrecht

Nach mehreren Anläufen wurde nun doch endlich die 
Insolvenzrechtsnovelle vom Parlament beschlossen. 
Sie soll künftige Unternehmenssanierungen erleichtern.

Nach mehreren Anläufen wurde nun doch endlich die 
Insolvenzrechtsnovelle vom Parlament beschlossen. 
Sie soll künftige Unternehmenssanierungen erleichtern.



Editorial2

mit RECHT

Dr. Michael Lentsch

WIENER NEUSTADT
Dr. Jörg BEIRER
Wirtschaftsmediator
Dr. Roman KOSCH
Familienmediator
Dr. Dieter JEDLICKA
Dr. Michael LENTSCH
Mag. Dieter ELSINGER
Mag. Nicole PANIS-MARKOM

A-2700 Wr. Neustadt
Hauptplatz 32
Tel. +43/26 22/27 041
Fax +43/26 22/27 041–215
office@kosch-partner.at
www.kosch-partner.at

WIEN
Dr. Gerhard SCHILCHER
Mag. Rainer RADLINGER
akad. Europarechtsexperte (Krems)
ao. Univ.-Prof. Dr. Christian RABL
MMag. Dr. Alexander SPUNDA

A-1010 Wien
Stubenring 18
Tel. +43/1/513 23 44
Fax +43/1/513 23 44–415
wien@kosch-partner.at
www.kosch-partner.at

EISENSTADT
Mag. Gerwald HOLPER

A-7000 Eisenstadt
Hauptstraße 27
Tel. +43/26 82/217 10
Fax +43/26 82/217 10–715
eisenstadt@kosch-partner.at
www.kosch-partner.at

KOSCH & PARTNER
RECHTSANWÄLTE GMBH
FN 262152v
Landesgericht Wiener Neustadt
Kammerzugehörigkeit:
Rechtsanwaltskammer NÖ
DVR 0414026
UID-Nr.: ATU65377825

Eingetragene Treuhänder

Partner der 
Rechtsanwälte 

Eurojuris International

Insolvenzrechtsreform l kommt doch

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Nun wurde es also doch 

noch beschlossen, das 
Insolvenzrechtsänderungsge-
setz 2010. Eigentlich hätte es 
ja schon mit 1. Jänner 2010 in 
Kraft treten sollen, kurz vor Er-
reichen der Ziellinie wurden 
die Reformer jedoch gestoppt, 
nachdem keine Einigung der 
verschiedenen Interessen-
gruppen hinsichtlich der An-
fechtbarkeit von Zahlungen 
an Krankenkassen und Fiskus 
erreicht werden konnte.

Am 21. April 2010 hat nun 
das Parlament den neu vor-
liegenden Ministerialentwurf 
beschlossen, einer Gesetzwer-
dung zum 1. Juli 2010 scheint 
sohin nichts im Wege zu ste-
hen. 

Inhaltlich wird das neue Ge-
setz vor allem die Doppel-

gleisigkeit zwischen Konkurs-
verfahren und Ausgleichs-
verfahren beseitigen, es gibt 

zukünftig nur noch ein ein-
heitliches Insolvenzverfah-
ren, welches „Konkursverfah-
ren“, bei rechtzeitiger Vorlage 
eines Sanierungsplanes aber 
„Sanierungsverfahren“ ge-
nannt wird. Dadurch kommt 
schon rein äußerlich der Wil-
le des Gesetzgebers, vor dem 
Hintergrund der Wirtschafts-
krise zukünftig Unterneh-
menssanierungen zu erleich-
tern, zum Ausdruck.

Eines wird sich jeden-
falls durch das beste und 

schönste Insolvenzrechtsän-
derungsgesetz nicht ändern: 
auch zukünftig werden Gläu-
biger im Konkursverfahren 
auf einen Großteil ihrer For-
derung verzichten müssen. 
Sie werden daher weiterhin 
schon bei Vertragsabschluss 
Vorsorge treffen müssen, 
dass sie durch Vereinbarung 
vertraglicher Sicherungsmit-

tel rechtzeitig einen Ausfall 
verhindern. 
Nähere Einzelheiten zur neu-
en Insolvenzordnung finden 
Sie in der Heftmitte. � n

Richtigstellung:

In der Ausgabe „Mit Recht“, 11. Jahrgang, vom Oktober 2009, wurde am Titelblatt, auf Seite 3 und 
Seite 7 ein Bericht über die Versteigerung eines Traumhauses gebracht. Diesbezüglich wird festge-
halten, dass das dort ersichtliche Hausobjekt nie zur Versteigerung angeboten wurde, sondern es 
sich lediglich um ein Symbolfoto handelte. Wir entschuldigen uns deshalb beim tatsächlichen Ei-
gentümer des auf diesen Fotos ersichtlichen Hauses für die dadurch entstandenen Irritationen. 
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Aus dem Inhalt 3

Neue Insolvenzordnung: 
Insgesamt ist die 
Insolvenzrechtsnovelle durchaus zu 
begrüßen. Es sei aber angemerkt, 

dass sich gravierende inhaltliche 
Änderungen zur bisherigen 
Rechtslage in Grenzen halten. 
Sollte die Novelle dennoch dazu 

Alimenterückzahlung: Laut einer aktuellen oberstgerichtlichen 
Entscheidung kann zu viel bezahlter Unterhalt vom obsorgeberechtigen 
Elternteil zurückgefordert werden.
�S eite 5

Googlewerbung: Auch die beiden 
neu ergangenen Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofes 
bedeuten noch nicht das Ende 
jeglicher Werbemöglichkeit mittels 
Keywords bei Google. Es ist jedoch 
bei der Gestaltung der Werbeanzeige 
besondere Sorgfalt anzuwenden, 
um eine klare Abgrenzung zum 
Markeninhaber zu schaffen, damit 
eine Verwechslungsgefahr und 
damit eine Beeinträchtigung 
fremder Rechte des Mitbewerbers 
hintangehalten wird.
� Seite 9

führen, dass Unternehmer künftig 
früher und lösungsorientierter 
Insolvenzanträge stellen, hätte der 
Gesetzgeber sein Ziel erreicht.
�S eite 6
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Den Unternehmensverkäu-
fer trifft zwar keine allgemei-
ne Rechtspflicht, Kaufinteres-
senten über die Konkurrenz-
situation aufzuklären. Wenn 
dem Verkäufer jedoch wäh-
rend der Vertragsverhand-
lungen bekannt wird, dass der 
Hauptlieferant des Unterneh-
mens in unmittelbarer Nähe 
des Unternehmensstandortes 
einen Konkurrenzbetrieb er-
öffnet (noch dazu als „Out-
letstore“), gebietet die Übung 
des redlichen Verkehrs die 
Weitergabe dieser Informati-
on an den Vertragspartner. 

Der zugrundeliegende Sach-
verhalt lässt sich wie folgt zu-

sammenfassen: Der in der 
Spielwarenbranche unerfah-
rene Kläger, der ca. 200 km 
vom Standort des kaufgegen-
ständlichen Unternehmens 
entfernt wohnte, wollte sich 
durch den Erwerb des Spiel-
warenhandels der Beklagten 
(den er nicht selbst zu führen 
beabsichtigte) ein „zweites 
Standbein“ schaffen. 

Vorsätzlich

Während der Vertragsver-
handlungen (die sich über 
mehrere Monate hinzogen) 
wurde der beklagten Verkäu-
ferin bekannt, dass ihr Haupt-
lieferant beabsichtigte, in un-
mittelbarer Nähe ihres zum 
Verkauf anstehenden Ge-
schäftes einen „Outletstore“ zu 
eröffnen, was dem klagenden 
Käufer entgangen war. Die 
Beklagte befürchtete, dass es 
durch die neue Konkurrenz zu 
massiven Umsatzeinbußen in 
ihrem Betrieb komme, was sie 
dem Kläger jedoch vorsätzlich 
verschwieg. 

Darüber hinaus wies sie 
auch ihre Mitarbeiter an, dem 
Kläger gegenüber diesbezüg-
lich Stillschweigen zu wah-
ren. Dieses Verhalten wer-
tete der Oberste Gerichtshof 
(3 Ob 111/09h) als listige Irre-
führung und warf der Beklag-
ten vor, den Kläger vorsätz-
lich und rechtswidrig nicht 
über Umstände aufgeklärt zu 
haben, über die nach der An-
schauung des redlichen Ver-
kehrs aufgeklärt hätte wer-

den müssen. Dabei hielt der 
erkennende Senat ausdrück-
lich fest, dass keineswegs ei-
ne Rechtspflicht des Vertrags-
partners besteht, über alle 
Umstände, die den Interes-
senten vom Vertragsschluss 
abhalten könnten, wie etwa 
die bereits bestehende Kon-
kurrenzsituation, aufzuklären. 
Wenn ihm allerdings bekannt 
ist, dass in unmittelbarer zeit-
licher Nähe zum Vertrags-
abschluss eine allenfalls ge-
winnbeeinträchtigende Kon-
kurrenzsituation entstehen 
wird, noch dazu – wie hier – 
durch Eröffnung eines „Out-
letstores“ durch den Haupt-
lieferanten, dann ist Aufklä-
rung geboten. 

Dabei spielt es keine Rolle, 
ob die Nachteile (Umsatzein-
buße durch Konkurrenz) tat-
sächlich eingetreten sind, 
maßgebend ist allein, dass 
der Vertrag durch listige Irre-
führung zustandegekommen 
ist und dass der irregeführ-
te Vertragspartner den Ver-
trag nicht geschlossen hätte, 
wenn er den wahren Sachver-
halt gekannt hätte. � n

D 
 
as vorsätzliche 

Verschweigen von ver-
tragsrelevanten Tatsa-
chen beim Unterneh-
mensverkauf stellt eine 
listige Irreführung dar, 
wenn dadurch eine Auf-
klärungspflicht verletzt 
wird. 

UNTERNEHMENSKAUF l RÜCKABWICKLUNG

Listige Irreführung
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Der Entscheidung liegt fol-
gender Sachverhalt zugrun-
de: 

Nach geschiedener Ehe ob-
lag der Frau die alleinige Ob-
sorge für die gemeinsame 
Tochter. Die Mutter unter-
ließ es, den Vater vom Schul-
abbruch des Kindes und 
dem Beginn einer Lehre zu 
benachrichtigen. Der Vater 
zahlte deshalb die Alimente 
weiter. Nachdem er Kenntnis 
von den wahren Umständen 
erhalten hatte, begehrte er 
von der Mutter die Rückzah-
lung der zuviel bezahlten Un-
terhaltsbeträge aus dem Titel 
des Schadenersatzes und be-
kam Recht (6Ob 197/08a).

Der Oberste Gerichtshof be-
tont in dieser Entscheidung, 
dass zwischen den Kindesel-
tern ein gesetzliches Unter-
haltsrechtsverhältnis besteht, 
woraus eine Summe von ge-
genseitigen Rechten und 
Pflichten resultiert. Der ge-
genüber dem Kind bestehen-
den Unterhaltspflicht kön-
nen die Eltern aber nur nach-
kommen, wenn sie die ein-
schlägigen Informationen be-
sitzen. Das bedeutet, dass der 
betreuende, obsorgeberech-
tigte Elternteil verpflichtet 
ist, den anderen, geldunter-
haltspflichtigen Elternteil zu 
informieren, wenn das min-
derjährige Kind, wie in die-
sem Fall, seine Schulausbil-
dung abbricht und eine Leh-
re aufnimmt. Denn der Ab-
bruch der Schulausbildung 
und die Aufnahme der Leh-
re sind von einschneidender 
unterhaltsrechtlicher Bedeu-
tung, da die Lehrlingsent-
schädigung als Eigeneinkom-
men des Kindes zu berück-
sichtigten ist und damit den 
Unterhaltsanspruch mindert. 

Kommt der betreuende, ob-
sorgeberechtigte Elternteil 
dieser Informationsverpflich-
tung schuldhaft nicht nach, 
haftet er auf schadenersatz-
rechtlicher Grundlage für je-
ne Unterhaltsleistungen, die 
sich der Geldunterhaltspflich-
tige bei rechtzeitiger Infor-
mation durch die Berücksich-
tigung der Lehrlingsentschä-
digung als Eigeneinkommen 
des Kindes erspart hätte.   

Ehegattenunterhalt
 

Die Informationsverpflich-
tung ist aber nicht nur beim 
Kindesunterhalt, sondern 
auch beim Ehegattenunter-
halt zu  beachten: Teilt die un-
terhaltsberechtigte Frau nach 
der Scheidung nicht den Um-
stieg von einer Halbtags- auf 
eine Ganztagsbeschäftigung, 
also die Erhöhung ihres Eigen
einkommens mit, kommt es 
ebenso zu einer Überalimen-
tierung und macht sie sich bei 
schuldhafter Verletzung ihrer 
Informationsverpflichtung 
schadenersatzpflichtig. � n

mit RECHT

L 
 
aut einer aktuellen 

oberstgerichtlichen 
Entscheidung kann zu 
viel bezahlter Unterhalt 
vom obsorgeberech-
tigten Elternteil zurück-
gefordert werden.

Überalimentierung l was tun?

Alimenterückzahlung

Zivilrecht
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Was tun, wenn zu viele 
Alimente gezahlt wurden?
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Am 21. April 2010 hat der Na-
tionalrat eine neue Insolvenz-
ordnung (in Zukunft abgekürzt 
„IO“) beschlossen, die am 1. Ju-
li 2010 in Kraft treten soll. Das 
neue Gesetz wird die bisherige 
Konkursordnung (KO) und die 
bisherige Ausgleichsordnung 
(AO) ersetzen. Motiv des Ge-
setzgebers war es, Sanierungen 
zu fördern und Unternehmer, 
die in die Krise geraten sind, zu 
einer rascheren und damit oft 
gerade noch rechtzeitigen In-
solvenzantragstellung zu moti-
vieren. In den erläuternden Be-
merkungen heißt es dazu wört-
lich: „Vor dem Hintergrund der 
Wirtschaftskrise sollen Sanie-
rungen erleichtert werden. An-
stelle der Unterteilung in Kon-
kurs- und Ausgleichsverfahren 
soll ein einheitliches Insolvenz-
verfahren geschaffen werden, 
das bei rechtzeitiger Vorlage 
eines Sanierungsplans als Sa-
nierungsverfahren, ansonsten 
als Konkursverfahren zu be-
zeichnen ist.“ 

Dies soll mit einer ganzen 
Reihe von Maßnahmen und 
Änderungen erreicht werden, 
von denen vier besonders we-
sentlich erscheinen, nämlich 
die Ersetzung negativ besetz-
ter Bezeichnungen durch eine 

neue Nomenklatur mit posi-
tiver Ausrichtung, die Erschwe-
rung der Auflösung von Verträ-
gen, die Möglichkeit eines so-
genannten „Sanierungsplanes 
mit Eigenverwaltung“, für den 
anstelle der bisherigen Aus-
gleichsquote von zumindest 
40 Prozent  eine Mindestquo-
te von 30 Prozent an die unbe-
sicherten Gläubiger vorgese-
hen ist, und die Änderungen 
der für die Annahme erforder-
lichen Zustimmungsquoren. 
Dazu im Detail: 

Änderung der 
Bezeichnungen

Besonders negativ besetzt er-
schienen dem Gesetzgeber die 
bisherigen Begriffe „Gemein-
schuldner“ für den in Kon-
kurs geratenen Schuldner und 
„Zwangsausgleich“ für das be-
reits jetzt bestehende Sanie-
rungsverfahren innerhalb 
eines Konkurses, darüber hin-
aus aber auch die Begriffe „Kon-
kursmasse“ und „Masseverwal-
ter“. In Hinkunft spricht man 
dagegen statt von der Konkur-
seröffnung von der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens und 
werden die Begriffe Konkurs-
masse, Konkursgläubiger, Mas-
severwalter, Zwangsausgleich 
und Gemeinschuldner ersetzt 
durch „Insolvenzmasse“, „Insol-
venzgläubiger“, „Insolvenzver-
walter“, „Sanierungsplan“ und 
„Schuldner“. 

Erschwerung der 
Vertragsauflösung

Mit einer Reihe von kleineren, 
jedoch in der zukünftigen Pra-
xis sehr bedeutenden Ände-
rungen der bisherigen Rechts-
lage möchte der Gesetzgeber 

seine Absicht verwirklichen, 
dass bestehende Verträge in 
der Insolvenz möglichst auf-
recht bleiben, das heißt, dass 
der Vertragspartner eines in 
die Krise geratenen Unterneh-
mens einen mit diesem abge-
schlossenen Vertrag nicht be-
enden können soll, nur weil 
ein Insolvenzverfahren eröff-
net worden ist. So sollen gene-
rell für die Fortführung des Un-
ternehmens notwendige Ver-
träge (z.B. Lieferverträge, Miet-
verträge, Energiebezugsverträ-
ge, Leasingverträge, Wartungs-
verträge) vom Vertragspartner 
des Schuldners sechs Monate 
lang nicht gekündigt werden 
können, außer dies wäre für 
den kündigenden Vertrags-
partner unerlässlich, etwa, 
weil er bei Fortführung selbst 
insolvenzgefährdet wäre. An-
derslautende Regelungen, et-
wa die derzeit übliche Verein-
barung in einem Mietvertrag, 
dass der Vermieter diesen bei 
Insolvenz des Mieters kün-
digen kann, werden ab 1. Juli 
2010 unwirksam sein. Bei Ar-
beitsverträgen wird es künftig 
ebenfalls kein Austrittsrecht 
des Arbeitnehmers geben, so-
lange der Insolvenzverwal-
ter ab Insolvenzeröffnung die 
Löhne und Gehälter bezahlt. 
Rückständige Arbeitsentgelte 
bleiben nach wie vor über den 
Insolvenz-Entgelt-Fonds gesi-
chert. 

Alle diese Maßnahmen sol-
len dazu dienen, dem insol-
vent gewordenen Unterneh-
men die weitere Existenz zu er-
möglichen. 

Die Wirtschaft, der diese 
„Knebelung“ der Vertragspart-
ner zu weit ging, hat gleichsam 
als „Gegengewicht“ durchge-
setzt, dass der Insolvenzverwal-

M 
 
it einer ab 1. Juli 

2010 gültigen neuen In-
solvenzordnung möchte 
der Gesetzgeber in die 
Krise geratenen, jedoch 
sanierbaren Unterneh-
men die Entschuldung 
und damit das wirt-
schaftliche Überleben 
erleichtern. 

Sanierbare Unternehmen l sollen leichter gerettet werden können.

Neue  
Insolvenzordnung 



7Insolvenzrecht

ter bei Verpflichtung zu einer 
nicht in Geld bestehenden Leis-
tung --  im Extremfall unmit-
telbar nach seiner Bestellung – 
über Aufforderung seines Ver-
tragspartners binnen fünf (Ar-
beits-)Tagen erklären muss, ob 
er seinerseits an den Verträgen 
festhält. Experten haben die-
se Regelung deshalb kritisiert, 
weil in der Praxis ein Insol-
venzverwalter nicht in dieser 
kurzen Frist die Vertragserfül-
lung garantieren wird können 
und daher im Zweifel in die 
Verträge nicht eintreten wird, 
sodass das insolvente Unter-
nehmen erst recht nicht über-
leben können wird. Die Hand-
habung dieser Bestimmungen 
in der täglichen Praxis sowie 
die dazu ergehende Rechtspre-
chung wird man mit Interesse 
beobachten müssen.

Sanierungsverfahren mit 
Eigenverwaltung

Wenn der Schuldner selbst die 
Einleitung eines Insolvenz-
verfahrens beantragt – und 
das kann er in Zukunft auch 
bei (nur) drohender Zahlungs-
unfähigkeit – und gleichzei-
tig einen Sanierungsplan vor-
legt, mit welchem er den Gläu-

bigern die Zahlung einer Quo-
te auf seine bisherigen Schul-
den anbietet, heißt das Verfah-
ren nicht Insolvenzverfahren, 
sondern Sanierungsverfah-
ren; die Mindestquote beträgt 
wie bisher 20 Prozent. Wenn 
der Gläubiger allerdings einen 
Sanierungsplan mit mindes-
tens 30 Prozent Quote, ein ge-
naues Vermögensverzeichnis, 
einen Status (das ist eine Art 
Stichtagsbilanz) und einen Fi-
nanzplan für die nächsten 90 
Tage vorlegt, kann er zusätz-
lich die sogenannte „Eigenver-
waltung“ beantragen, und be-
kommt nicht einen mit allen 
Geschäftsführungsbefugnis-
sen entsprechend dem bishe-
rigen Masseverwalter ausge-
statteten „Insolvenzverwalter“, 
der das Unternehmen bis zur 
Beendigung des Insolvenzver-
fahrens führt, sondern nur ei-
nen sogenannten „Sanierungs-
verwalter“ zur Seite gestellt, 
dessen Befugnisse im Wesent-
lichen jenen des bisherigen 
Ausgleichsverwalters entspre-
chen. Mit diesem Instrument 
hat ein Schuldner ab 1. Juli 2010 
die Möglichkeit, sich eigenver-
antwortlich mit einer Quo-
te von mindestens 30 Prozent 
(statt bisher mindestens 40 

Prozent) zu entschulden und 
wirtschaftlich zu überleben.

 Neuregelungen der 
Mindestquoren für die 

Annahme 
Zur Annahme eines Aus-
gleichs mussten bisher sowohl 
die Mehrheit der bei der Ab-
stimmung anwesenden Gläu-
biger (berechnet nach Köpfen) 
zustimmen als auch die Ge-
samtsumme der Forderungen 
der zustimmenden Gläubiger 
mindestens 75 Prozent betra-
gen. Obwohl die Regierungs-
vorlage stolz darauf hinweist, 
dass schon nach dieser alten 
Rechtslage rund ein Drittel der 
Konkursverfahren mit einem 
Zwangsausgleich geendet ha-
ben und 87 Prozent der be-
antragten Zwangsausgleiche 
von den Gläubigern auch an-
genommen und vom Gericht 
bestätigt wurden, kam es häu-
fig vor, dass Gläubiger mit ei-
ner Sperrminorität von über 25 
Prozent, namentlich Gebiets-
krankenkassen, durch ein Ve-
to den (Zwangs-)Ausgleich zu 
Fall brachten. In Zukunft wird 
sowohl bei der Kopfmehrheit 
als auch bei der Summenmehr-
heit die einfache Mehrheit ge-
nügen.� n

mit RECHT

Entschuldung wird in Zukunft erleichtert.
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Fazit

Insgesamt ist die 
Insolvenzrechtsnovelle 
durchaus zu begrüßen. 
Es sei aber angemerkt, 
dass sich gravierende 
inhaltliche Änderungen 
zur bisherigen 
Rechtslage, wie aufge-
zeigt, in Grenzen halten. 
Sollte die Novelle den-
noch dazu führen, dass 
Unternehmer künftig 
früher und lösungsorien-
tierter Insolvenzanträge 
stellen, hätte der 
Gesetzgeber sein Ziel 
erreicht.
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Der Oberste Gerichtshof hatte 
sich nämlich kürzlich mit der 
Frage zu beschäftigen, ob ein 
Kreditvertrag gültig ist, der 
von einem Vereinsobmann 
alleine unterschrieben wur-
de, obwohl die Statuten die 
Unterschrift mehrerer Ver-
einsvertreter vorsahen. 

Ein Verein war in finan-
zielle Schwierigkeiten gera-
ten und hatte beschlossen, 
einen Kredit bei einer Bank 
aufzunehmen. Der Beschluss, 
dass der Kredit aufgenom-
men werden soll, wurde ord-
nungsgemäß vom zustän-
digen Vereinsorgan getrof-
fen. Der Kreditvertrag selber  
wurde vom Vereinsobmann 
alleine unterzeichnet. Darü-
ber hinaus bürgte er gegenü-
ber der Bank auch persönlich 
für den aufgenommenen Be-
trag. Die Bank zahlte den Kre-
ditbetrag an den Verein aus, 
der ihn widmungsgemäß ver-
wendete. 

Nach eineinhalb Jahren al-
lerdings ging der Verein in 
Konkurs und die Bank forder-

te das aushaftende Kreditob-
ligo beim mitbürgenden Ob-
mann ein. Dieser berief sich 
allerdings darauf, dass kein 
gültiger Kreditvertrag vorlie-
gen würde, da dieser nicht 
rechtmäßig zu Stande gekom-
men sei. Der Vertrag sei näm-
lich nur von ihm selber un-
terzeichnet worden, obwohl 
die Statuten des Vereins vor-
gesehen hatten, dass „schrift-
liche Ausfertigungen, die der 
Beschlussfassung der Haupt-
versammlung bedürfen, müs-
sen, um rechtsverbindlich zu 
sein, sowohl vom Obmann, 
als auch vom Schriftführer 
unterzeichnet sein; für die fi-
nanziellen Angelegenheiten 
ist die Mitzeichnung des Kas-
siers notwendig.“

Die Statuten regelten also 
ausdrücklich, dass der Kredit-
vertrag nicht durch den Ob-
mann alleine, sondern auch 
durch Schriftführer und Kas-
sier zu unterzeichnen war. 

Außergewöhnliche 
Geschäfte

Nun könnte man die Meinung 
vertreten, dass die Statuten 
nur die interne Organisation 
des Vereins regeln. Verstößt 
also der Obmann gegen die-
se Vorschrift, so könnte man 
argumentieren, dass der Ver-
trag mit einem Außenstehen-
den – hier also mit der Bank - 
gültig wäre, der Obmann aber 
gegenüber dem Verein selber 
rechtswidrig gehandelt habe. 

Diese Aussage trifft aller-
dings nur für gewöhnliche 
Geschäfte zu. Für außerge-
wöhnliche Geschäfte bzw. 
für Geschäfte von weittra-
gender Bedeutung vertreten 
die Gerichte die Auffassung, 

dass sich der Vertragspartner 
Gewissheit über die Vertre-
tungsmacht des für den Ver-
ein handelnden Organs ver-
schaffen muss. 

Unterschrift wertlos?

Ist also die Unterschrift eines 
Vereinsobmannes wertlos? Bei 
alltäglichen und gewöhnlichen 
Geschäften ist ein Vertrag wei-
ter gültig, auch wenn der Ver-
einsobmann nach den Statu-
ten nicht berechtigt war, alleine 
Unterschriften für den Verein 
zu leisten. Bei außergewöhn-
lichen Geschäften allerdings – 
dazu gehört eben auch die Kre-
ditaufnahme über einen hö-
heren Betrag – hat sich der Ver-
tragspartner zu vergewissern, 
ob der Vereinsobmann die ent-
sprechende Berechtigung zur 
Unterschriftsleistung hat. Er 
muss sich also die Statuten des 
Vereins vorlegen lassen und kon
trollieren, wer laut den Statuten 
berechtigt ist, den Vertrag abzu-
schließen. Ist nach den Statu-
ten der Obmann alleine zeich-
nungsberechtigt, so reicht die 
Unterschrift dessen vollkom-
men aus. Sind allerdings meh-
rere Vereinsvertreter nur kollek-
tiv zeichnungsberechtigt, so be-
darf es zur Wirksamkeit der Un-
terschrift aller. 

Die Rechtsfolge im ge-
schilderten Fall war, dass der 
Obmann auch nicht mehr als 
Bürge für den Kredit haftete, 
da wegen des unwirksamen 
Kreditvertrages keine Kredit-
schuld bestand, auf die sich 
seine Haftung bezogen hätte. 
Da der Verein im Konkurs ist, 
musste sich die Bank mit der 
Konkursquote aus dem aus-
gezahlten und noch offenen 
Betrag zufrieden geben.�  n
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enn mir jemand 

sagt, sein Wort sei so 
gut wie seine Unter-
schrift, dann nehme 
ich immer die Unter-
schrift.“ Für Alain Delon 
ist zu hoffen, dass er 
diesen Satz nicht im 
Zusammenhang mit 
der Unterschrift eines 
Vereinsobmanns gesagt 
hat. Denn in diesem 
Fall ist auch eine Unter-
schrift nicht immer aus-
reichend. 

Die Unterschrift l des Obmanns

Verträge gültig?
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„Keyword-Advertising“ ist – 
frei übersetzt – das Werben mit 
Hilfe von Schlüsselwörtern, die 
bei Google gegen Entgelt ge-
bucht werden. Schlüsselwör-
ter können dabei Allgemein-
begriffe sein, aber etwa auch 
(fremde) Marken von Mitbe-
werbern. Google AdWords er-
möglicht nun Werbeanzeigen, 
die neben den normalen Such
ergebnissen bei Google auf-
scheinen, wenn Nutzer nach 
diesen Schlüsselwörtern su-
chen. Gibt also etwa ein Inter-
netnutzer die Marke eines Un-
ternehmens als Suchwort bei 
Google ein, so erscheint (ne-
ben der normalen Trefferlis-
te) gleichzeitig auch eine Wer-
beanzeige seines Mitbewer-

bers, wenn dieser zuvor diese 
Marke bei Google AdWords als 
„Keyword“ gebucht hat. 

Bereits im Jahr 2007 sah der 
Oberste Gerichtshof in dieser 
Geschäftspraktik jedenfalls 
dann eine unzulässige Ver-
wendung einer fremden Mar-
ke eines Mitbewerbers, wenn 
die Werbeanzeige bei Eingabe 
des Suchbegriffes unmittelbar 
oberhalb der Trefferleiste und 
damit noch vor dem Hinweis 
auf die Website der Marken-
inhaberin aufscheint (OGH, 
17 Ob 1/07g „Wein & Co.“). In 
dieser Entscheidung ließ das 
Höchstgericht aber noch be-
wusst offen, ob bereits dann 
eine unzulässige Markenver-
wendung vorliegt, wenn die 
Werbeeinschaltung nur in 
einem eigenen „Anzeige“-Be-
reich am rechten oberen Sei-
tenrand aufscheint. 

In zwei soeben erschienen 
Entscheidungen des Europä-
ischen Gerichtshofes (C 236/08 
„Google France et Google“; 
C 278/08 „BergSpechte“) sah 
nun der Gerichtshof in dieser 
Werbemethode eine rechts-
widrige Markenverwen-
dung, wenn aus der Anzei-
ge des Mitbewerbers für ei-
nen Durchschnittsinternet-

nutzer nicht oder nur schwer 
zu erkennen ist, ob die in der 
Anzeige angebotenen Wa-
ren oder Dienstleistungen 
vom Markeninhaber (oder 
einem mit ihm wirtschaft-
lich verbundenen Unterneh-
mer) stammen oder doch von 
einem davon unabhängigen 
Unternehmer. Es kommt al-
so darauf an, ob die Verwen-
dung einer fremden Marke – 
trotz unsichtbarem Keyword 
– zu einer Verwechslungsge-
fahr zwischen dem Marken-
inhaber und dem werbenden 
Mitbewerber führen kann. 

Fazit

Auch die beiden neu ergan-
genen Entscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofes 
bedeuten noch nicht das En-
de jeglicher Werbemöglich-
keit mittels Keywords bei 
Google. Es ist jedoch bei der 
Gestaltung der Werbeanzeige 
besondere Sorgfalt anzuwen-
den, um eine klare Abgren-
zung zum Markeninhaber 
zu schaffen, damit eine Ver-
wechslungsgefahr und damit 
eine Beeinträchtigung frem-
der Rechte des Mitbewerbers 
hintangehalten wird. �  n

S 
 
chon bisher stan-

den die Gerichte der 
Verwendung von frem-
den Marken für Wer-
bung in Suchmaschinen 
wie Google, etwa dem 
sogenannten „Keyword-
Advertising“ (Google 
AdWords), skeptisch ge-
genüber. 

Online-Werbung l mit fremden Marken

Google AdWords

Was darf 
Internetwerbung?
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 Ein Salzburger Sportartikel-
händler bot in einem Werbe
prospekt einen Alpinschi samt 
Bindung um „Euro 299,95 statt 
Euro 599,95“ an. Der Obers-
te Gerichtshof (4 Ob 54/09h) 
sah darin eine unzulässige Ir-
reführung nach dem Gesetz 
gegen den unlauteren Wett-
bewerb (UWG) und verurteil-
te den Sportartikelhändler zur 
Unterlassung der Werbung. 

Nach Ansicht des Gerichtes 
ist der vom Händler ange-
führte „Statt-Preis“ zwar nicht 
unrichtig gewesen, weil es 
sich dabei tatsächlich um den 
vom Hersteller unverbindlich 
empfohlenen Listenpreis zum 
Zeitpunkt der Markteinfüh-
rung gehandelt hat. Dem Pro-
spekt sei jedoch nicht zu ent-
nehmen gewesen, dass die 
Markteinführung des bewor-
benen Produktes schon min-
destens ein Jahr zurück liegt 
und der vom Hersteller un-
verbindlich empfohlene Lis-

tenpreis mittlerweile deut-
lich (nämlich um 100,00 auf 
499,95 Euro) gesunken ist. 
Den Konsumenten werde da-
mit ein Preisvorteil von 300,00 
Euro suggeriert, obwohl die 
aktuelle Differenz zwischen 
dem Listen- und Verkaufs-
preis nur mehr 200,00 Euro 
betrage. Die Preisgegenüber-
stellung ist daher zur Irrefüh-
rung geeignet und damit ge-
mäß Paragraf 2 UWG unzu-
lässig. 

Nach der ständigen Recht-
sprechung des Obersten Ge-
richtshofes muss eine zuläs-
sige Werbung mit „Statt-Prei-
sen“ aus dem Wortlaut oder 
dem Gesamtbild der Ankün-
digung mit ausreichender 
Deutlichkeit erkennen las-
sen, um welche Preise es sich 
bei den angegebenen „Statt-
Preisen“ handelt. Angesichts 
der suggestiven Wirkung ei-
ner derartigen Werbemetho-
de ist ein strenger Maßstab 
anzulegen und hat aus einer 
Werbung ausreichend deut-
lich hervorgehen, auf welche 
Preise jeweils zu Vergleichs-
zwecken hingewiesen wird. 
Auch der Zeitpunkt, auf den 
der „Listenpreis“ bezogen ist, 
kann dabei zu einer unzu-
lässigen Mehrdeutigkeit bei-

tragen. Der angesprochene 
Durchschnittsinteressent 
wird grundsätzlich die Er-
wartung haben, dass es sich 
um eine nicht weit zurücklie-
gende und daher noch aktu-
elle Preisfestsetzung handelt. 
Für die Ermittlung des Inhalts 
einer Werbeaussage ist dabei 
nach der jüngeren Rechtspre-
chung des Obersten Gerichts-
hofes das Verständnis und 
der Grad der Aufmerksamkeit 
eines durchschnittlich infor-
mierten und verständlichen 
Verbrauchers maßgebend, 
wobei der Aufmerksamkeits-
grad von der jeweiligen Situ-
ation abhängt und im Einzel-
fall zu beurteilen ist, ob eine 
Werbung mit „Statt-Preisen“ 
noch als ausreichend deutlich 
anzusehen ist oder nicht. 

Es ist daher im Hinblick 
auf die strenge Judikatur zu 
empfehlen, dass jede „Statt-
Preis“-Werbung eine klare 
Transparenz des Vergleichs-
preises aufweist und der Ver-
gleichspreis selbst noch dem 
aktuellen Stand entspricht. 
Wirbt man mit „veralteten“ 
Preisen, läuft man Gefahr, 
dass die Gerichte darin eine 
unzulässige Irreführung des 
Publikums über den Preisvor-
teil erkennen.  � n

mit RECHT

Salzburger Unternehmen l verurteilt

Statt-
Preis-Werbung
W 

 
eiterhin stren-

ger Maßstab der Ge-
richte bei „Statt-Preis“-
Werbung.

Vorher-Nachher-Preise: 
Dürfen Unternehmen damit werben?
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So zum Beispiel, wenn ein 
Miteigentümer gezielt Anteile 
aufkauft oder der bisherige Al-
leineigentümer nur einige we-
nige Anteile verkauft. Dieser 
Mehrheitseigentümer kann 
dann die Geschicke der Eigen-
tümergemeinschaft nach Be-
lieben dominieren.

Ein Minderheitseigentü-
mer kann sich gegen ein un-
erwünschtes Vorgehen des 
Mehrheitseigentümers auf 
verschiedene Arten wehren. 
Zum einen kann er (Mehr-
heits-)Beschlüsse anfechten, 
falls Formalfehler bei der Be-
schlussfassung vorliegen. In 
bestimmten, im Gesetz ge-
nannten Angelegenheiten 
kann er auch eine gerichtliche 
Entscheidung verlangen, et-
wa hinsichtlich der Durchfüh-
rung von Erhaltungsarbeiten 
an allgemeinen Teilen der Lie-
genschaft innerhalb angemes-
sener Frist. Derartige Anträge 
sind gegen alle übrigen Mit-
eigentümer zu richten.

Der Mehrheitseigentü-
mer könnte aber auch 
darüberhinaus ein Ver-
halten an den Tag le-
gen, das den anderen 
oder einem einzel-
nen Minderheits-
eigentümer scha-
det. Um ein der-
artiges Vor-

gehen zu  Lasten der Minder-
heitseigentümer zu regulie-
ren, hat der Gesetzgeber die 
Bestimmung des § 30 Abs 2 
WEG (Wohnungseigentums-
gesetz) geschaffen – die so-
genannte „Dominatorrege-
lung“. Sie dient dem spezi-
ellen Schutz des Minderheits-
eigentümers gegenüber dem 
dominierenden Mehrheitsei-
gentümer. 

Außerstreitgericht

Durch diese Regelung können 
ganz generell geplante Vor-
haben oder bereits getroffene 
Veranlassungen, aber auch  
Unterlassungen bekämpft 
werden. Sollte der Mehrheits-
eigentümer also Maßnahmen 
treffen oder unterlassen oder 
dem Hausverwalter auftragen 
oder untersagen, die zum un-
verhältnismäßigen Nachteil 
eines Miteigentümers führen, 
kann sich dieser an das Au-
ßerstreitgericht wenden, auch 
wenn es sich nur um eine 
Maßnahme der ordentlichen 
Verwaltung handelt. Wurde ei-
ne solche Maßnahme bereits 
getroffen oder beauftragt, ist 
der Antrag binnen 3 Monaten 
ab Erkennbarkeit dieser Maß-
nahme zu stellen. Denkbar 
wäre hier  die Beauftragung 
einer Hausverwaltung durch 

den Mehrheitsei-
gentümer trotz 

v e r e i n b a r -
ter Eigen-
verwaltung 
der Mit-
e i g e nt ü -
mer oder 
der vom 

M e h r -
heits-

eigentümer gefasste Be-
schluss, eine Eigentümerver-
sammlung nur alle 5 Jahre ab-
zuhalten.

Ein Antrag nach § 30 Abs 
2 WEG muss nur gegen den 
Mehrheitseigentümer gerich-
tet sein.

Das Gericht kann in diesen 
Fällen dem Mehrheitseigen-
tümer die Unterlassung be-
absichtigter, die Rücknahme 
bereits getroffener oder die 
Durchführung verabsäumter 
Maßnahmen auftragen. Aller-
dings rechtfertigt nicht jeder 
Nachteil eines Minderheitsei-
gentümers die Anrufung des 
Gerichts. Die gerichtliche Kon-
trolle greift nur dort ein, wo 
die Verhältnismäßigkeit zwi-
schen dem Interesse der ge-
samten Eigentümergemein-
schaft an einer Maßnahme 
und die einen  Minderheitsei-
gentümer dadurch treffende 
Beeinträchtigung gravierend 
gestört ist.

Schutzbereich

Der Schutzbereich der Domi-
natorregelung geht aber noch 
weiter. Der Anteilsmehrheit 
eines einzelnen Wohnungs-
eigentümers ist es nämlich 
gleichzuhalten, wenn die 
Mehrheit der Miteigentums-
anteile im Eigentum mehrerer 
Personen steht, die miteinan-
der durch ein familiäres oder 
wirtschaftliches Naheverhält-
nis verbunden sind. Wenn al-
so die mehrheitlichen Anteile 
beispielsweise von verschie-
denen Familienmitgliedern 
gehalten werden, liegt eben-
falls eine dominierende Stel-
lung vor.

Das WEG bietet mehrfachen 
Schutz des Minderheitseigen-
tümers. Es lohnt sich  daher, im 
Einzelfall zu prüfen, wie man 
bei missbräuchlicher Gesti-
on des dominierenden Mehr-
heitseigentümers gerichtlich 
Abhilfe schaffen kann.� n
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s kommt nicht sel-

ten vor, dass bei einer 
Wohnungseigentums-
Anlage der überwie-
gende Teil der Einheiten 
im Eigentum eines ein-
zelnen Wohnungseigen-
tümers steht. 

WEG l Minderheits- und Mehrheitseigentümer

Dominatorregelung
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Mag. Nicole 
Panis-

Markom
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